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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger von der Beklagten eine Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit beanspruchen kann.

Der 1943 geborene KlÃ¤ger erhÃ¤lt seit dem 01.10.1992 eine Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit. Von April 1994 bis zur ArbeitsunfÃ¤higkeit seit dem 23.07.1999
war der KlÃ¤ger 20 Stunden pro Woche als Hausmeister tÃ¤tig.

Am 22.01.1999 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger daraufhin von dem Chirurgen J
und dem Internisten L untersuchen und begutachten. Diese Ã�rzte stellten in ihren
Gutachten folgende Diagnosen: FunktionsstÃ¶rung der LendenwirbelsÃ¤ule bei
VerschleiÃ�erscheinungen des Nervus ischiadicus mit Schmerzsyndrom,
HalswirbelsÃ¤ulen-Syndrom ohne wesentliche Funktionsbehinderung,
Kopfschmerzsyndrom, BewegungsstÃ¶rung und VerschleiÃ� im rechten
Schultergelenk, Narbe nach Arthroskopie, Funktionsschmerzen im rechten
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HÃ¼ftgelenk und im rechten Kniegelenk, KnieknorpelverschleiÃ� ohne
BewegungsstÃ¶rung, Achsfehlstellung der Beine, Venenerweiterung an den Beinen,
FuÃ�zehenfehlform sowie Narben am rechten Kniegelenk, anamnestisch
wiederkehrende ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼re, erhÃ¶hter Nikotinkonsum mit
ElastizitÃ¤tsverlust der Lunge. Eine relevante kardiale Erkrankung konnte
ausgeschlossen werden. Unter Einbeziehung des Gutachtens von L gelangte J in
seiner arbeitsmedizinischen Beurteilung zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger noch
mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrichten kÃ¶nne. Wegen der von den
Gutachtern weiter genannten LeistungseinschrÃ¤nkungen wird auf den weiteren
Inhalt der Gutachten Bezug genommen. AnschlieÃ�end legte der KlÃ¤ger zur
weiteren BegrÃ¼ndung seines Antrags noch eine Bescheinigung des Chirurgen T
vom 20.08.1999 vor, die die Beklagte durch einen Ã¤rztlichen Berater auswerten
lieÃ�. Dieser sah keine Ã�nderung der sozialmedizinischen Beurteilung, da die in
der Ã¤rztlichen Bescheinigung genannten Diagnosen in den Rentengutachten
berÃ¼cksichtigt worden seien. Auf der Grundlage der Gutachten lehnte die
Beklagte sodann die GewÃ¤hrung einer Rente mit Bescheid vom 26.08.1999 ab.

Gegen diesen Bescheid richtete sich der am 01.09.1999 bei der Beklagten
eingegangene Widerspruch des KlÃ¤gers, mit dem er geltend machte, dass sich
sein Gesundheitszustand weiter verschlechtert habe. Auf Grund des VerschleiÃ�es
seiner WirbelsÃ¤ule und von Kalkablagerungen in den Schultergelenken sei er nicht
mehr in der Lage, eine vollschichtige Arbeit auszuÃ¼ben. Die Beklagte holte
daraufhin einen Befundbericht des Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin H ein. Diesen
Befundbericht lieÃ� die Beklagte von dem Chirurgen J auswerten. Unter dem
25.10.1999 fÃ¼hrte dieser in seiner Stellungnahme aus, dass der Befundbericht
keine Befunde enthalte, die eine Notwendigkeit zur Ã�nderung der chirurgischen
Leistungsbeurteilung ergeben wÃ¼rde. Auf diese Beurteilung gestÃ¼tzt wies die
Beklagte mit Bescheid vom 28.01.2000 den Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck.

Mit der am 09.02.2000 erhobenen Klage verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter.
Er macht geltend, dass er stÃ¤ndig Schmerzen, selbst bei den leichtesten
TÃ¤tigkeiten in beiden Schultergelenken und im Bereich der Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ule habe. Durch eine Arthroskopie des rechten Schultergelenkes
sei keine Besserung ein getreten. Trotz einer ausgiebigen Therapie sei es zu einer
Teilsteifheit des Gelenks gekommen. Zudem seien zusÃ¤tzliche
GesundheitsstÃ¶rungen, wie chronischer VerschleiÃ� der LWS und HWS,
TablettenabhÃ¤ngigkeit durch stÃ¤ndige Schmerzmittel- und
Beruhigungsmedikamente sowie ein durchschnittlicher Nachtschlaf von maximal 2
bis 3 Stunden, bedingt durch starke Schmerzen, Ã¼berhaupt nicht berÃ¼cksichtigt
worden. Immer wieder auftretende Magen- und ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼re,
bedingt durch Medikamenteneinnahme wegen der Schmerzen, seien ein weiterer
Grund seiner langen ArbeitsunfÃ¤higkeit.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid vom 26.08.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
28.01.2000 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, bei ihm
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab dem 22.01.1999 anzunehmen und Leistungen nach
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MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zu Recht abgelehnt worden sei.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung von Befundberichten von dem Arzt
fÃ¼r Allgemeinmedizin H, dem Chirurgen T und dem Arzt fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie U,
Beiziehung des Entlassungsberichts Ã¼ber die stationÃ¤re Reha-MaÃ�nahme vom
31.08 â�� 21.09.2000 und Einholung von Gutachten von O (Internist/Sozialmedizin,
Leitender Arzt der Untersuchungs- und Begutachtungsabteilung im
Knappschaftskrankenhaus S), von N (Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die/Unfallchirurgie,
Paracelsusklinik N) und von C (Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, Chefarzt der
Abteilung fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie St. Antoniums Krankenhaus L). O hat
in seinem Gutachten vom 10.05.2001 folgende Diagnosen gestellt: VerschleiÃ� mit
BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten Schultergelenkes, Zustand nach
zweimaliger endoskopischer Operation, Kniegelenksschmerzen rechtsseitig bei
KnorpelverschleiÃ� ohne BewegungseinschrÃ¤nkung, chronisches HWS-Syndrom
mit bis mittelgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung, Hinterhauptkopfschmerzen,
fehlende Zeichen einer Nervenwurzelreizung, chronisches LWS-Syndrom mit
leichtgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung, computertomographisch bisher kein
Nachweis eines Bandscheibenvorfalles, aktuell fehlende Zeichen einer
Nervenwurzelreizung, chronisches MagengeschwÃ¼rsleiden sowie Nachweis eines
einmaligen ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼res ohne ErnÃ¤hrungsstÃ¶rung
Risikosituation bezÃ¼glich des vorzeitigen Auftretens einer GefÃ¤Ã�verkalkung,
bisher ohne relevante DurchblutungsstÃ¶rung: CholesterinerhÃ¶hung mit
beginnender Leberverfettung ohne Zeichen einer LeberfunktionseinschrÃ¤nkung,
Nikotinkonsum, familiÃ¤re Belastung, Medikamentenmissbrauch durch
MedikamentengewÃ¶hnung, intermittierender Schultergelenksschmerz linksseitig,
Zustand nach einmaliger Spiegelung, aktuell ohne BewegungseinschrÃ¤nkung,
Zustand nach Operation des rechten Ellenbogengelenkes 1993, Epicondylitis,
sogenannter Tennisellenbogen ohne. persistierende Beschwerdesymptomatik,
Krampfaderbildung beider Beine, keine stattgehabte Thrombose, keine
Wasseransammlung oder ErnÃ¤hrungsstÃ¶rung der Beine. In seiner
arbeitsmedizinischen Beurteilung hat O den KlÃ¤ger fÃ¼r in der Lage erachtet,
leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig in wechselnder KÃ¶rperhaltung verrichten zu
kÃ¶nnen. Weitere Begutachtungen zur abschlieÃ�enden Beurteilung der
LeistungsfÃ¤higkeit seien nicht erforderlich. Auf den weiteren Inhalt des-Gutachtens
wird verwiesen.

Der KlÃ¤ger hat zu dem Gutachten von O vorgetragen, dass dieser als Internist zu
den Ã¼berwiegend orthopÃ¤dischen und damit fachfremden
GesundheitsstÃ¶rungen keine Stellung nehmen kÃ¶nne und daher die Einholung
weiterer Gutachten erforderlich sei. Es sei sicherlich ein orthopÃ¤disches Gutachten
einzuholen. Im Ã�brigen ginge aus dem Gutachten von O hervor, dass
neurologische bzw. psychiatrische Erkrankungen vorlÃ¤gen. Es sei zu dem darauf
hinzuweisen, dass der KlÃ¤ger RechtshÃ¤nder sei und damit auf Grund der
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orthopÃ¤dischen Erkrankung der rechten Schulter von einer spezifischen
LeistungseinschrÃ¤nkung gesprochen werden kÃ¶nne.

In den anschlieÃ�end eingeholten Gutachten von N und C vom 08.10.2001 und
14.09.2001 sind folgende GesundheitsstÃ¶rungen diagnostiziert worden:
BewegungsstÃ¶rungen im rechtem Schultergelenk, VerschleiÃ� der Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ule, HWS-LWS-Syndrom ohne radikulÃ¤re Ausfallerscheinungen,
beginnender VerschleiÃ� der HÃ¼ftgelenke und des rechten Kniegelenks.

Eine psychiatrische Erkrankung hat nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. Der
SachverstÃ¤ndige N ist unter Einbeziehung des Gutachtens des SachverstÃ¤ndigen
C in seiner arbeitsmedizinischen Beurteilung zu dem Ergebnis gelangt, dass der
KlÃ¤ger noch leichte Arbeiten vollschichtig verrichten kÃ¶nne. Auf den weiteren
Inhalt der Gutachten wird Bezug genommen.

Vor dem Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤ger noch eine
Verordnung des Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin H zur DurchfÃ¼hrung eines
Belastungs-EKG bei einem Kardiologen sowie einen Kurzbrief des Chirurgen T
eingereicht, in dem ein Tennisellenbogen links sowie eine Dupuytren sche
Kontraktur ersten Grades der linken Hand diagnostiziert und die DurchfÃ¼hrung
einer zunÃ¤chst symptomatischen Therapie und eventuell spÃ¤ter bei
Erfolglosigkeit zu einer Operation geraten wird. Im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung sind vom BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers vorgelegte AuskÃ¼nfte des
Landesarbeitsarbeitsamtes Nordrhein-Westfalen vom 06.08.1998, eingeholt in dem
Streitverfahren L 2 KN 21/97 des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen (LSG
NW), vom 29.07.1999, eingeholt in dem Streitverfahren S 10 RJ 2/98 des
Sozialgerichts Duisburg, und vom 12.10.1999, eingeholt in dem Streitverfahren S 10
RJ 67/98 des Sozialgerichts Duisburg, sowie Unterlagen Ã¼ber die TÃ¤tigkeit eines
MuseumswÃ¤rters, eingeholt in dem Streitverfahren L 18 J 103/95 des LSG NW, zum
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten und der Verwaltungsakten der Beklagten, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 26.08.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.01.2000 ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert den
KlÃ¤ger nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG),
denn er ist nicht erwerbsunfÃ¤hig.

Der Versicherungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit setzt gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 2 des
Sechsten Buches des Sozial-gesetzbuches (SGB VI) in der alten, bis zum 31.12.2000
geltenden Fassung (a. F.) voraus, dass der Versicherte nicht einmal mehr in der
Lage ist, einer regelmÃ¤Ã�igen ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen oder mehr als nur
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geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte zu erzielen. Diese Voraussetzungen liegen bei dem
KlÃ¤ger nicht vor.

Der KlÃ¤ger ist trotz der bei ihm vorliegenden, im Tatbestand im Einzelnen
genannten GesundheitsstÃ¶rungen noch in der Lage, leichte kÃ¶rperliche Arbeiten
vollschichtig in wechselnder KÃ¶rperhaltung zu verrichten. Ausgeschlossen sind
Arbeiten in Zwangs- oder Ã¼berwiegend einseitiger KÃ¶rperhaltung, auf GerÃ¼sten
oder Leitern, unter Zeitdruck sowie mit GefÃ¤hrdung durch KÃ¤lte, Hitze, Zugluft,
starke Temperaturschwankungen, NÃ¤sse und durch Hautreizstoffe
Ã�berkopftÃ¤tigkeiten sind nur noch gelegentlich mÃ¶glich. Die vom KlÃ¤ger als
eingeschrÃ¤nkt demonstrierte Beweglichkeit des rechten Schultergelenkes ist nicht
zu objektivieren: Bei mehrjÃ¤hriger BewegungseinschrÃ¤nkung muss eine
Muskelminderung nachweisbar sein. Diese ist jedoch bei dem KlÃ¤ger nicht
feststellbar.

Mit dem beim KlÃ¤ger verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen kann dieser
beispielsweise noch die TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtners an einer Nebenpforte
vollschichtig verrichten. Es handelt sich dabei um eine kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeit, bei der im wesentlichen die Zugangsberechtigung zu Ã¼berwachen ist.
SchlÃ¼ssel oder Ausweispapiere entgegenzunehmen sind und FunktionsknÃ¶pfe
zur Bedienung von TÃ¼r oder Schranke zu betÃ¤tigen sind. Es kann dabei eine
wechselnde KÃ¶rperhaltung eingenommen werden. Kraftanstrengungen sind nicht
erforderlich. Die Arbeit wird in einer geschlossenen PfÃ¶rtnerloge verrichtet. Nach
dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen C bestehen bei dem KlÃ¤ger keine
EinschrÃ¤nkungen des geistigen LeistungsvermÃ¶gens, so dass er auch die geistig-
kognitiven Fertigkeiten und die UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine derartige
TÃ¤tigkeit besitzt. Besetzte oder unbesetzte Arbeitsstellen dieser Art sind in
ausreichender Zahl im Bundesgebiet vorhanden (vgl. z.B. LSG NRW Urteil vom
06.07.1999, L 18 RJ 107/98). Die vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vorgelegten AuskÃ¼nfte des Landesarbeitsamtes Nordrhein-Westfalen stehen dem
nicht entgegen, da sich diese speziell mit der TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtner an einer
Nebenpforte, nicht befassen. Zudem kann der KlÃ¤ger auch nach Ansicht der
Kammer noch die TÃ¤tigkeit eines MuseumswÃ¤rters vollschichtig verrichten. Nach
den beigezogenen und zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemachten
Unterlagen Ã¼ber die TÃ¤tigkeiten eines MuseumswÃ¤rters aus den verfahren L 18
J 103/95 des LSG Nordrhein-Westfalen kann der MuseumswÃ¤rter je nach
Besucherfrequentierung und konkreter Ausgestaltung des Arbeitsplatzes in der
Regel im Gehen, Stehen oder Sitzen arbeiten. Das Aufgabengebiet des
MuseumswÃ¤rters umfasst entweder ausschlieÃ�lich- oder in der Regel die
Bewachung und die Wahrnehmung von Aussichtsfunktionen. In geringem Umfang
kann auch der Verkauf von BroschÃ¼ren oder Ã¤hnlichem zum Aufgabengebiet
gehÃ¶ren. Die Einarbeitungszeit betrÃ¤gt bei normal ausgeprÃ¤gter
Auffassungsgabe nur wenige Wochen. Es ist auch davon auszugehen, dass
Arbeitsstellen dieser Art in ausreichender Zahl im Bundesgebiet vorhanden sind.
Allein die Stadt Essen beschÃ¤ftigt nach ihrer Auskunft vom 25.02.1997 in dem
Verfahren L 18 J 103/95 des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen ca. 60
leistungsgeminderte Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter im Aufsichtsdienst. Auch hier
steht die von dem KlÃ¤ger im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung Ã¼berreichte
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Auskunft des Landesarbeitsamtes Nordrhein-Westfalen vom 29.07.1999 nicht
entgegen, da es sich hier um sehr allgemein gehaltene Angaben handelt. Die in
dem Verfahren L 18 J 103/95 des LSG Nordrhein-Westfalen eingeholten AuskÃ¼nfte
verschiedener grÃ¶Ã�erer StÃ¤dte in Nordrhein-Westfalen bieten ein genaueres und
detaillierteres Bild der TÃ¤tigkeit eines MuseumswÃ¤rters bzw. einer
Aufsichtsperson in einem Museum. Da der KlÃ¤ger die vorgenannten TÃ¤tiigkeiten
noch verrichten kann, ist er auch unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des
BSG zur sog. schweren spezifischen LeistungseinbuÃ�e bzw. Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht erwerbsunfÃ¤hig.

Mit den vorbeschriebenen Feststellungen zum Gesundheitszustand und zum
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers im Erwerbsleben folgt die Kammer den
ausfÃ¼hrlichen und schlÃ¼ssig begrÃ¼ndeten Darlegungen in den Gutachten der
SachverstÃ¤ndigen O, N und C. Diese SachverstÃ¤ndigen sind als erfahrene
FachÃ¤rzte aufgrund eingehender Untersuchungen und sorgfÃ¤ltiger
Befunderhebungen unter BerÃ¼cksichtigung der Ã¼brigen im
Untersuchungszeitpunkt vorliegenden medizinischen Unterlagen zu der von ihnen
vorgenommenen Beurteilung des Gesundheitszustandes und dessen Auswirkungen
auf die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Erwerbsleben gelangt. GestÃ¼tzt wird
die Leistungsbeurteilung der SachverstÃ¤ndigen insbesondere auch durch den
Entlassungsbericht Ã¼ber die stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme vom 31.08.
â�� 21.09.2000. Auch nach diesem Bericht sind, Zeichen einer Schonung des
rechten Armes nicht feststellbar. Die Muskulatur ist weiterhin beiderseits
symmetrisch krÃ¤ftig gut entwickelt. Zudem zeigt sich eine deutlich bessere
Beweglichkeit des rechten Schultergelenkes beim An- und Auskleiden ohne direkte
Beobachtung des Patienten. Auch der SachverstÃ¤ndige N konnte eine
Muskelminderung als Zeichen einer Schonung im Bereich des rechten
Schultergelenkes oder des rechten Armes nicht feststellen. Die
GesundheitsstÃ¶rung im Bereich des rechten Schultergelenkes steht jedenfalls
einer leichten TÃ¤tigkeit ohne Beanspruchuni des rechten Schultergelenkes und des
rechten Armes, wie dies die TÃ¤tigkeiten eines PfÃ¶rtners an einer Nebenpforte und
eines MuseumswÃ¤rters darstellen, nicht entgegen, zumal der KlÃ¤ger nach seinen
Angaben gegenÃ¼ber den SachverstÃ¤ndigen gelegentlich auch noch
Gartenarbeiten verrichten und gelegentlich Kegeln gehen kÃ¶nne. Die vom KlÃ¤ger
vor dem Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung eingereichten medizinischen
Unterlagen sind nicht geeignet, zu einer anderen Beurteilung zu gelangen.
BezÃ¼glich der von T genannten Diagnosen (Tennisellenbogen links, Dupuytren
sche Kontraktur. ersten Grades der linken Hand) stellen diese
GesundheitsstÃ¶rungen zum einen Behandlungsleiden dar, zum anderen stehen
diese der AusÃ¼bung der genannten TÃ¤tigkeiten nicht entgegen, da diese keine
nennenswerten Anforderungen an die GebrauchsfÃ¤higkeit der Arme und HÃ¤nde
stellen. Sofern des weiteren die DurchfÃ¼hrung eines Belastungs-EKG geplant ist,
ist dies fÃ¼r die Beurteilung zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt ebenfalls unerheblich,
da vÃ¶llig offen ist, ob diese Untersuchung zu leistungsrelevanten Befunden fÃ¼hrt.

Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf eine Rente wegen teilweiser oder voller
Erwerbsminderung gemÃ¤Ã�Â§ 43 SGB VI in der neuen, ab dem 01.01.2001
geltenden Fassung (n. F.). Der Anspruch nach Â§ 43 SGB VI n. F. besteht nicht, da er
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vollschichtig und damit auch mindestens sechs Stunden erwerbstÃ¤tig sein kann.

Unerheblich ist, dass der KlÃ¤ger einen seinem (eingeschrÃ¤nkten)
LeistungsvermÃ¶gen Entsprechenden Arbeitsplatz derzeit nicht innehat, bzw. dass
ihm ein solcher Arbeitsplatz bislang nicht vermittelt werden konnte. Das Risiko der
Arbeitsvermittlung trÃ¤gt nach den gesetzlichen Regelungen nicht der beklagte
RentenversicherungstrÃ¤ger sondern die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit. Ob dem
KlÃ¤ger ein leidensgerechter Arbeitsplatz vermittelt werden kann, war deshalb bei
der Entscheidung Ã¼ber sein Rentenbegehren nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 23.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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